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Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SÃ¤chsischen Landessozialgerichts
vom 15. MÃ¤rz 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander
auÃ�ergerichtliche Kosten des Verfahrens nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die KlÃ¤gerin begehrt hÃ¶here Rente unter BerÃ¼cksichtigung von Pflegezeiten.

Die 1937 geborene KlÃ¤gerin war im Beitrittsgebiet bis Oktober 1975 und danach
vom 1. Dezember 1991 bis 30. November 1992 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
AnschlieÃ�end erhielt sie bis 30. September 1997 zunÃ¤chst Ã�bergangsgeld, dann
Krankengeld. Seit 1. Oktober 1997 bezieht sie Altersrente fÃ¼r ErwerbsunfÃ¤hige
nach Vollendung des 60. Lebensjahrs. Die KlÃ¤gerin hat zwei Kinder geboren, am
20. Juli 1964 den Sohn JÃ¶rg und am 20. MÃ¤rz 1974 die Tochter Birgit. Letztere war
von Geburt an schwerstbehindert und wurde vom 8. Oktober 1975 bis zu ihrem Tod
am 7. November 1991 von der KlÃ¤gerin gepflegt.
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Im Dezember 1991 fragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten an, ob sie fÃ¼r die
Monate Januar bis November 1991 freiwillige BeitrÃ¤ge zahlen kÃ¶nne. Diese
Anfrage beantwortete die Beklagte mit Schreiben vom 4. Mai 1992 dahin, die
Zahlung freiwilliger BeitrÃ¤ge sei nach dem hier noch maÃ�geblichen Â§ 21 Satz 1
des Gesetzes Ã¼ber die Sozialversicherung der DDR (SVG) ausgeschlossen, da die
KlÃ¤gerin in dem genannten Zeitraum kein â�� auch kein geringfÃ¼giges â��
Arbeitseinkommen bezogen habe. Im Verfahren Ã¼ber die KlÃ¤rung des
Versicherungskontos begehrte die KlÃ¤gerin im Dezember 1995 die Feststellung
von Kindererziehungszeiten und BerÃ¼cksichtigungszeiten wegen Kindererziehung
fÃ¼r beide Kinder. Am 15. Oktober 1996 beantragte sie zusÃ¤tzlich, die Zeit vom 8.
Oktober 1975 bis 30. November 1991, in der sie ihre Tochter gepflegt habe, als
BerÃ¼cksichtigungszeit wegen Pflege anzuerkennen. Sie legte dazu ua eine
Bescheinigung ihres ehemaligen Arbeitgebers vom 20. Mai 1986 Ã¼ber die
Beendigung ihrer BerufstÃ¤tigkeit wegen hÃ¤uslicher Pflege ihrer
schwerstbeschÃ¤digten Tochter vor. Darauf hatte der FDGB-Stadtvorstand K unter
dem 27. Mai 1986 vermerkt, daÃ� die Zeit der Pflege bei der Kindesmutter als
versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit anerkannt werde. In den Vormerkungsbescheiden
vom 9. September 1996, 3. MÃ¤rz und 3. April 1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 10. September 1997 beigefÃ¼gten
VersicherungsverlÃ¤ufen und im â�� wÃ¤hrend des sozialgerichtlichen Verfahrens
erlassenen â�� Rentenbescheid vom 5. Januar 1998 erkannte die Beklagte die
Zeiten vom 1. August 1964 bis 31. Juli 1965 und vom 1. April 1974 bis 31. MÃ¤rz
1975 als Zeiten der Kindererziehung und die Zeit vom 20. Juli 1964 bis 19. MÃ¤rz
1984 als BerÃ¼cksichtigungszeit wegen Kindererziehung an; die
BerÃ¼cksichtigung von Pflegezeiten lehnte sie ab.

Klage und Berufung sind erfolglos geblieben (Urteil des SG vom 20. Mai 1998; Urteil
des LSG vom 15. MÃ¤rz 2000). Das LSG hat seine Entscheidung im wesentlichen
wie folgt begrÃ¼ndet: Die Beklagte habe in ihrem die Vormerkungsbescheide
ersetzenden Rentenbescheid den Zeitraum vom 8. Oktober 1975 bis 30. November
1991 zu Recht weder als Beitrags- noch als BerÃ¼cksichtigungszeit wegen Pflege
anerkannt. Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Altersrente ab 1. Oktober 1997 richte
sich ausschlieÃ�lich nach dem SGB VI. Danach liege im streitigen Zeitraum weder
eine Beitragszeit iS des Â§ 54 Abs 1 iVm Â§ 55 Abs 1 SGB VI noch eine sonstige
versicherungspflichtige Zeit iS von Â§ 3 Nr 1a SGB VI vor. Die Versicherungspflicht
von Pflegepersonen betreffe lediglich Pflegezeiten ab 1. April 1995 und Â§ 249b SGB
VI beschrÃ¤nke BerÃ¼cksichtigungszeiten auf Pflege in der Zeit vom 1. Januar 1992
bis zum 31. MÃ¤rz 1995; die Pflege der Tochter der KlÃ¤gerin habe aber bereits im
November 1991 geendet. Unerheblich sei, daÃ� die Zeit der Pflege teilweise nach
dem Recht der DDR als versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit anzuerkennen gewesen
wÃ¤re. Denn eine BerÃ¼cksichtigung dieser Regelung kÃ¶nne lediglich im Rahmen
von AnsprÃ¼chen nach Art 2 RÃ�G erfolgen. Dessen Bestimmungen seien aber bei
der KlÃ¤gerin nicht anwendbar, weil ihr Versicherungsfall erst mit Vollendung ihres
60. Lebensjahres am 1. Oktober 1997 und damit nach dem fÃ¼r die Anwendung
des RÃ�G maÃ�geblichen Stichtag (31. Dezember 1996) eingetreten sei. An der
VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der Stichtagsregelung des Art 2 Â§ 1 Abs 1 Nr 3 RÃ�G
bestÃ¼nden keine Zweifel. Eine BerÃ¼cksichtigung der streitigen Zeit in der von
der KlÃ¤gerin begehrten Weise ergebe sich auch nicht aufgrund der Bescheinigung
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des FDGB vom 27. Mai 1986. Darin sei lediglich das damals geltende Recht
festgestellt und keine nach Art 19 Satz 1 EinigVtr weiterhin wirksame
Einzelfallentscheidung getroffen worden; insoweit handele es sich um einen
anderen Sachverhalt als er der Entscheidung des BSG vom 2. Dezember 1999 (B 8
KN 18/97 R) zugrunde gelegen habe. Die Beklagte habe in ihrem Schreiben vom 4.
Mai 1992 auch keine Ã¼ber den von ihr bereits zugestandenen Zehn-Jahres-
Zeitraum des Â§ 57 SGB VI hinausgehende BerÃ¼cksichtigungszeit zugesichert; in
dem Schreiben sei lediglich die Frage der freiwilligen Nachversicherung
angesprochen.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin eine Verletzung von
Art 19 Satz 1 und Art 30 Abs 5 EinigVtr sowie des rechtsstaatlichen Grundsatzes des
Vertrauensschutzes (Art 20 GG). Sie trÃ¤gt vor, entgegen der Auffassung des LSG
sei die Anerkennung des streitigen Zeitraums als versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit
durch den FDGB vom 20. Mai 1986 nach Art 19 Satz 1 EinigVtr auch nach dem
Wirksamwerden des Beitritts ein weiterhin wirksamer Verwaltungsakt. Es handele
sich um eine "Einzelfallentscheidung" iS des Â§ 31 SGB X, die der FDGB als TrÃ¤ger
der Rentenversicherung der DDR Ã¼ber die Anerkennung der Zeit der Pflege als
versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit bezogen auf die konkrete Situation der KlÃ¤gerin
getroffen habe. Entgegen der Auffassung des LSG sei daher der Sachverhalt
grundsÃ¤tzlich dem vergleichbar, der der Entscheidung des BSG vom 2. Dezember
1999 (B 8 KN 18/97 R) zugrunde gelegen habe. Die damalige Zusage mÃ¼sse
ferner unter dem Gesichtspunkt des rechtsstaatlichen Grundsatzes des
Vertrauensschutzes Vorrang haben vor der generellen Stichtagsregelung des Art 2
RÃ�G; insoweit gehe Art 19 Satz 1 EinigVtr auch der Stichtagsregelung in Art 30 Abs
5 EinigVtr vor. Zumindest aber habe die Beklagte in ihrem Schreiben vom 4. Mai
1992 eine Zusicherung zur Anerkennung des streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraums als
BerÃ¼cksichtigungszeit abgegeben.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des SÃ¤chsischen LSG vom 15. MÃ¤rz 2000 und das Urteil des SG
Chemnitz vom 20. Mai 1998 aufzuheben und die Beklagte unter AbÃ¤nderung des
Bescheides vom 5. Januar 1998 zu verpflichten, der KlÃ¤gerin Altersrente ab dem 1.
Oktober 1997 unter BerÃ¼cksichtigung der Zeit vom 8. Oktober 1975 bis 30.
November 1991 als weiterer Beitragszeit statt der bisher anerkannten
BerÃ¼cksichtigungszeit, hilfsweise unter Anerkennung der Zeit vom 20. MÃ¤rz
1984 bis 30. November 1991 als zusÃ¤tzlicher BerÃ¼cksichtigungszeit zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des LSG fÃ¼r zutreffend und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor:
Wenn die KlÃ¤gerin ihren Anspruch auf Anerkennung der Zeit vom 8. Oktober 1975
bis 30. November 1991 als Beitragszeit nur noch auf die Bescheinigung des FDGB
vom 27. Mai 1986 stÃ¼tze, erkenne sie offenbar an, daÃ� ihr Anspruch weder aus 
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Â§ 3 Nr 1a SGB VI noch aus Art 2 Â§ 19 Abs 3 Satz 1 Nr 1 RÃ�G hergeleitet werden
kÃ¶nne. Insoweit handele es sich aber nicht um einen nach Art 19 Abs 1 EinigVtr
weiterhin gÃ¼ltigen Verwaltungsakt. Es bestÃ¼nden bereits erhebliche Zweifel, ob
dem FDGB als einer nur gesellschaftlichen Organisation BehÃ¶rdeneigenschaft
zukomme. DarÃ¼ber hinaus fehle es hier aber auch an der Entscheidung eines
Einzelfalls. Es sei lediglich bestÃ¤tigt worden, daÃ� auch im Falle der KlÃ¤gerin das
damals geltende Recht angewendet worden sei; ein regelnder Inhalt habe gefehlt.
Sei aber die Verwaltungseigenschaft der ErklÃ¤rung vom 27. Mai 1986 zu
verneinen, so kÃ¶nne Art 19 Satz 1 EinigVtr der KlÃ¤gerin auch nicht zu ihrem
Anspruch verhelfen. Im Ã¼brigen fÃ¼hre die Auffassung der KlÃ¤gerin dazu, daÃ�
die Stichtagsregelung des Art 2 Â§ 1 Abs 1 Nr 3 RÃ�G fehl liefe und die eigentlich
dadurch ausgeschlossenen AnsprÃ¼che durch die "HintertÃ¼r" der nach Art 19 Abs
1 EinigVtr fortgeltenden Einzelfallentscheidung wieder auflebten. Was die
BegrÃ¼ndung des Hilfsantrags auf Anerkennung der weiteren Zeit als
BerÃ¼cksichtigungszeit angehe, sei nicht zu erkennen, worin die KlÃ¤gerin eine
Zusicherung der Beklagten zur Anerkennung des streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraums als BerÃ¼cksichtigungszeit sehen kÃ¶nne.

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

II

Die zulÃ¤ssige Revision ist nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch
auf eine hÃ¶here Rente, bei der die Zeit, in der sie ihre behinderte Tochter gepflegt
hat, als Beitragszeit oder teilweise als (weitere) BerÃ¼cksichtigungszeit zugrunde
gelegt werden mÃ¼Ã�te. Dies hat das LSG zutreffend erkannt. Da die KlÃ¤gerin
sich im Revisionsverfahren nur noch gegen den Rentenbescheid vom 5. Januar 1998
wendet, kann dahinstehen, ob dieser â�� wie vom LSG angenommen â�� die
Vormerkungsbescheide der Beklagten ersetzt hat (vgl dazu BSG Urteile vom 8.
Oktober 1992 â�� 13 RJ 47/91 mwN â�� dokumentiert in Juris und vom 25. Juli 2001
â�� B 5 RJ 22/00 R â�� nicht verÃ¶ffentlicht).

1. Der Rentenanspruch der KlÃ¤gerin richtet sich ausschlieÃ�lich nach den
Vorschriften des SGB VI in der bei Eintritt des Versicherungsfalls geltenden Fassung
(Â§ 300 Abs 1 iVm Abs 2 SGB VI).

Auf rentenrechtliche Regelungen der DDR kann die KlÃ¤gerin ihr Begehren nicht
stÃ¼tzen. Recht der DDR gilt nur weiter, soweit dies im EinigVtr angeordnet ist. Das
ist hier nicht der Fall. Â§ 14 der Zweiten Rentenverordnung vom 26. Juli 1984 (2.
RentenVO â�� GBl I, 281) Ã¼ber die Anrechnung von Zeiten der Pflege als
versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit blieb aufgrund des EinigVtr iVm der Ersten
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur 2. RentenVO vom 8. April 1985 (GBl I, 115) nur bis
31. Dezember 1991 in Kraft (EinigVtr Anlage II Sachgebiet F Abschnitt III Nr 7).
Soweit diese Regelung inhaltlich in die Bestimmung der rentenrechtlichen Zeiten
nach Art 2 RÃ�G Ã¼bernommen wurde (Art 2 Â§ 19 Abs 3 RÃ�G), kommt sie nur zur
Anwendung, wenn ein Rentenanspruch nach Art 2 RÃ�G besteht. Das setzt
insbesondere einen â�� hier nicht gegebenen â�� Rentenbeginn in der Zeit vom 1.
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Januar 1992 bis zum 31. Dezember 1996 voraus (Art 2 Â§ 1 Abs 1 Nr 3 RÃ�G).

Der Anspruch der KlÃ¤gerin ist auch nicht durch einen nach Art 19 Satz 1 EinigVtr
weiterhin wirksamen Verwaltungsakt der DDR begrÃ¼ndet. Dabei kann
dahingestellt bleiben, ob es sich bei dem Vermerk des FDGB auf der der KlÃ¤gerin
erteilten Arbeitgeberbescheinigung vom 20. Mai 1986 um einen Verwaltungsakt
handelt und â�� wenn ja â�� ob dieser inhaltlich mit dem damals geltenden Recht
Ã¼bereinstimmte. Denn er enthielt jedenfalls in seinem VerfÃ¼gungssatz nur die
Feststellung, daÃ� die Zeit der Pflege in der Sozialversicherung der DDR als Zeit der
Pflichtversicherung angerechnet, mithin ein Tatbestand des Rentenrechts der DDR
erfÃ¼llt werde. Eine solche Feststellung kann bundesrechtlich Bedeutung nur
insoweit haben, als das Bundesrecht an die ErfÃ¼llung eines derartigen
Tatbestands anknÃ¼pft (vgl BSG Urteile vom 24. Oktober 1996 â�� 4 RA 121/95
â�� SozR 3-2600 Â§ 58 Nr 10 und vom 30. August 2000 â�� B 5/4 RA 87/97 R â��
verÃ¶ffentlicht in Juris â�� jeweils zur BerÃ¼cksichtigung von nach DDR-Recht
versicherungspflichtigen Zeiten einer Hochschulausbildung). Dies ist jedoch â�� wie
dargelegt â�� nur in Art 2 Â§ 19 Abs 3 RÃ�G geschehen. Der zu dessen Anwendung
in Art 2 Â§ 1 Abs 1 Nr 3 RÃ�G festgelegte Stichtag hebt ebenso wie Art 30 Abs 5
EinigVtr den in der DDR ergangenen Verwaltungsakt nicht auf, sondern bestimmt, in
welchem zeitlichen Umfang ihm nach AuÃ�erkrafttreten des Rechts, fÃ¼r dessen
Anwendung der Verwaltungsakt erlassen war, noch Bedeutung fÃ¼r einen
Rentenanspruch nach Bundesrecht zukommen kann.

Wie das LSG bereits zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, kann die KlÃ¤gerin fÃ¼r ihre
Auffassung, daÃ� Art 30 Abs 5 EinigVtr ebensowenig wie Art 2 Â§ 1 Abs 1 Nr 3 RÃ�G
ihren Anspruch aus der ihr erteilten Bescheinigung Ã¼ber die Anrechung der
Pflegezeiten beeintrÃ¤chtigen kÃ¶nnten, auch nicht das Urteil des erkennenden
Senats vom 2. Dezember 1999 (B 8 KN 18/97 R â�� BSGE 85, 186 = SozR 3-8100
Art 19 Nr 6) anfÃ¼hren. In dem dort entschiedenen Fall ging es darum, ob ein
Anspruch auf Zahlung von Bergmannsvollrente aufgrund einer â�� Ã¼ber die
damaligen Rechtsvorschriften der DDR hinausgehenden â�� behÃ¶rdlichen
Zusicherung bereits ab Vollendung des 45. Lebensjahres zustand. Eine derartige
Zusicherung konnte jedoch nur als Teil des nach Art 30 Abs 5 EinigVtr
fortzufÃ¼hrenden DDR-Rentenrechts (das in Art 2 RÃ�G zusammengefaÃ�t wurde)
Bedeutung erlangen, nicht jedoch fÃ¼r eine Rente nach dem SGB VI. Da die
betreffende KlÃ¤gerin ihr 45. Lebensjahr im Februar 1995 vollendet hatte, hÃ¤tte
ihre Rente am 1. MÃ¤rz 1995 und damit vor dem Stichtag des Art 2 Â§ 1 Abs 1 Nr 3
RÃ�G (und jedenfalls innerhalb der Frist des Art 30 Abs 5 EinigVtr) begonnen mit
der Folge, daÃ� sich ein Anspruch nach Art 2 RÃ�G ergeben hÃ¤tte. Um eine solche
den Rentenbeginn und damit auch die Einhaltung des fÃ¼r die Anwendung des Art
2 RÃ�G maÃ�geblichen Stichtags beeinflussende Zusicherung geht es im
vorliegenden Fall nicht; die Sachverhalte sind daher nicht vergleichbar.

2. Nach 54 Abs 1 Nr 1 iVm Â§ 55 Satz 1 (jetzt Absatz 1 Satz 1) SGB VI sind
Beitragszeiten Zeiten, in denen nach Bundesrecht PflichtbeitrÃ¤ge oder freiwillige
BeitrÃ¤ge gezahlt worden sind. Das ist hinsichtlich der Zeit vom 8. Oktober 1975 bis
30. November 1991 nach den fÃ¼r das BSG bindenden (Â§ 163 SGG) Feststellungen
des LSG auszuschlieÃ�en. Es handelt sich auch nicht um eine Zeit, fÃ¼r die
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PflichtbeitrÃ¤ge nach besonderen Vorschriften als gezahlt gelten (Â§ 55 Satz 2 SGB
VI).

Auch eine Anrechnung als gleichgestellte Zeit nach Â§ 248 Abs 3 Satz 1 SGB VI
scheidet aus. Nach dieser Vorschrift stehen den Beitragszeiten nach Bundesrecht
Zeiten nach dem 8. Mai 1945 gleich, fÃ¼r die BeitrÃ¤ge zu einem System der
gesetzlichen Rentenversicherung nach vor dem Inkrafttreten von Bundesrecht
geltenden Rechtsvorschriften gezahlt worden sind. Voraussetzung der
Gleichstellung ist nicht, ob fÃ¼r die betreffende Zeit im Recht der DDR
Versicherungspflicht bestand oder die Zeit als Zeit einer versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigung behandelt wurde, sondern daÃ� "BeitrÃ¤ge gezahlt" worden sind.
Insoweit ist in Â§ 248 Abs 3 Satz 1 SGB VI dieselbe Formulierung verwendet wie in 
Â§ 55 Satz 1 SGB VI, wÃ¤hrend eine Â§ 55 Satz 2 SGB VI entsprechende Regelung
fehlt; es wird also auf die tatsÃ¤chliche Beitragszahlung abgestellt (vgl auch BSG
Urteile vom 24. Oktober 1996 â�� 4 RA 121/95 â�� SozR 3-2600 Â§ 248 Nr 1 und
vom 27. Januar 1999 â�� B 4 RA 7/98 R â�� SozR 3-2600 Â§ 248 Nr 3; Polster in
Kasseler Komm, Â§ 248 SGB VI RdNr 19, Stand: MÃ¤rz 1996; Klattenhoff in Hauck,
SGB-Komm, K Â§ 248 RdNr 2, Stand: Juli 1996 (der davon spricht, daÃ� die
gezahlten BeitrÃ¤ge gleichgestellt werden); ferner Schmidt in Kreikebohm, SGB VI-
Komm, Â§ 248 RdNr 26; Eicher/Haase/Rauschenbach, Die RV der Arbeiter und
Angestellten, Â§ 248 SGB VI, Anm 3 Buchst a, Stand: Juni 2001; von Einem in SGB-
GesamtKomm, Â§ 248 Anm 5). Eine solche Beitragszahlung liegt fÃ¼r die fragliche
Zeit ebenfalls nicht vor.

3. Was die hilfsweise von der KlÃ¤gerin begehrte Anerkennung der Zeit vom 20.
MÃ¤rz 1984 bis 30. November 1991 als zusÃ¤tzliche BerÃ¼cksichtigungszeit betrifft
â�� die bei ihr nur im Rahmen der Gesamtleistungsbewertung Wirkung entfalten
kÃ¶nnte (vgl Â§ 71 Abs 3 SGB VI) â�� findet sich fÃ¼r dieses Begehren keine
Rechtsgrundlage im Gesetz.

a) Â§ 249b SGB VI erfaÃ�t als BerÃ¼cksichtigungszeiten Ã¼berhaupt nur Zeiten der
Pflege vom 1. Januar 1992 bis zum 31. MÃ¤rz 1995. Diese durch das PflegeVG vom
26. Mai 1994 (BGBl I, 1014) gleichzeitig mit der Versicherungspflicht wegen Pflege
(Â§ 3a SGB VI) ab 1. April 1995 eingefÃ¼gte Vorschrift knÃ¼pft an Â§ 57 Abs 2 SGB
VI idF des RRG (SGB VI aF) an. Danach war die Zeit einer nicht erwerbsmÃ¤Ã�igen
Pflege eines PflegebedÃ¼rftigen unter bestimmten Voraussetzungen auf Antrag
eine BerÃ¼cksichtigungszeit. Die durch das PflegeVG abgelÃ¶ste Regelung
erfaÃ�te allerdings die am 1. Dezember 1991 endenden Pflegezeiten der KlÃ¤gerin
ebenfalls nicht. Dies ergibt sich zum einen daraus, daÃ� der erforderliche Antrag
der Pflegeperson nach Â§ 57 Abs 2 Satz 2 SGB VI aF RÃ¼ckwirkung nur fÃ¼r
lÃ¤ngstens drei Monate hatte. Zum anderen setzte Â§ 57 Abs 2 Satz 1 SGB VI aF ua
voraus, daÃ� die Pflegeperson "wegen der Pflege berechtigt" war, "BeitrÃ¤ge zu
zahlen oder die Umwandlung von freiwilligen BeitrÃ¤gen in PflichtbeitrÃ¤ge zu
beantragen (Â§ 177 SGB VI)"; die in Â§ 177 SGB VI aF vorgesehene besondere
Beitragszahlung wegen Pflege wurde aber ebenfalls erstmals mit dem SGB VI
eingefÃ¼hrt. Damit konnte der Tatbestand der PflegeberÃ¼cksichtigungszeit â��
anders als der Tatbestand der BerÃ¼cksichtigungszeit wegen Kindererziehung (Â§
57 Abs 1, Â§ 249a SGB VI) â�� mit Pflegezeiten vor dem 1. Januar 1992 nicht
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erfÃ¼llt werden (ebenso BSG Urteil vom 1. Februar 2001 â�� B 13 RJ 37/00 R â�� 
SozR 3-2600 Â§ 58 Nr 16, S 89; Niesel in KassKomm Â§ 57 SGB VI RdNr 10, Stand:
Oktober 1991; Klattenhoff in Hauck, SGB VI-Komm, K Â§ 249b RdNr 9, Stand:
Februar 1996; eingehend LSG Baden-WÃ¼rttemberg Beschluss vom 13. Juli 1994
â�� L 13 J 397/94 â�� E-LSG J-029 mwN).

b) Ihr Begehren, die Zeit vom 20. MÃ¤rz 1984 bis 30. November 1991 als (weitere)
BerÃ¼cksichtigungszeit anzuerkennen, kann die KlÃ¤gerin auch nicht auf eine
entsprechende Zusicherung der Beklagten stÃ¼tzen. Insoweit begegnet die
Auslegung des Schreibens der Beklagten vom 4. Mai 1992 durch das LSG als einer
bloÃ�en Auskunft zur Frage einer im Fall der KlÃ¤gerin bestehenden MÃ¶glichkeit
nachtrÃ¤glicher Beitragszahlungen keinerlei rechtlichen Bedenken. Selbst wenn aus
der Bezugnahme auf Â§ 21 Satz 1 SVG in dieser Auskunft gefolgert werden
mÃ¼Ã�te, die Beklagte sei davon ausgegangen, bei der KlÃ¤gerin habe im
fraglichen Zeitraum keine Versicherungspflicht bestanden, ist nichts dafÃ¼r
ersichtlich, daÃ� diese Annahme Aussagen Ã¼ber das Vorliegen einer
BerÃ¼cksichtigungszeit iS des SGB VI enthalten kÃ¶nnte.

4. Der AusschluÃ� einer BerÃ¼cksichtigung von vor dem 1. Januar 1992 liegenden,
nicht mit BeitrÃ¤gen belegten Zeiten einer PflegetÃ¤tigkeit als rentenrechtliche
Zeiten verletzt weder Art 30 EinigVtr noch Grundrechte der KlÃ¤gerin, insbesondere
auch nicht den rechtsstaatlichen Grundsatz des Vertrauensschutzes.

a) Nach Art 30 Abs 5 Satz 1 EinigVtr werden die Einzelheiten der Ã�berleitung des
SGB VI in einem Bundesgesetz geregelt. Dabei wird fÃ¼r Personen, deren Rente
aus der gesetzlichen Rentenversicherung in der Zeit vom 1. Januar 1992 bis 30. Juni
1995 beginnt, die Rente grundsÃ¤tzlich mindestens in der HÃ¶he des Betrags
geleistet, der sich am 30. Juni 1990 nach dem bis dahin im Beitrittsgebiet geltenden
Rentenrecht ohne BerÃ¼cksichtigung von Leistungen aus Zusatz- und
Sonderversorgungssystemen ergeben hÃ¤tte (Art 30 Abs 5 Satz 2 Nr 1 EinigVtr),
und es wird ihnen eine Rente auch dann bewilligt, wenn nach dem am 30. Juni 1990
im Beitrittsgebiet geltenden Rentenrecht ein Rentenanspruch bestanden hÃ¤tte (Art
30 Abs 5 Satz 2 Nr 2 EinigVtr). Die Ã�berleitung soll im Ã¼brigen von der
Zielsetzung bestimmt sein, mit der Angleichung der LÃ¶hne und GehÃ¤lter im
Beitrittsgebiet an diejenigen der Ã¼brigen LÃ¤nder auch eine Angleichung der
Renten zu verwirklichen (aaO Satz 3). Die Bestimmung in Art 30 Abs 5 Satz 2 Nr 2
EinigVtr hat hier keine Bedeutung. Im Ã¼brigen aber begrÃ¼ndet auch Art 30 Abs 5
Satz 2 Nr 1 EinigVtr einen Vertrauensschutz hinsichtlich der HÃ¶he der
Rentenleistungen nur fÃ¼r die hiervon erfaÃ�ten rentennahen JahrgÃ¤nge. Dazu
gehÃ¶rt die KlÃ¤gerin ebensowenig wie sie unter die Stichtagsregelung in Art 2 Â§ 1
Abs 1 Nr 3 RÃ�G fÃ¤llt. DaÃ� ihre PflegetÃ¤tigkeit nach den
Berechnungsvorschriften des SGB VI keinen rentenrechtlichen Tatbestand erfÃ¼llt,
steht mithin nicht in Widerspruch zu Art 30 Abs 5 EinigVtr, sondern ist eine Folge
der dort vorgegebenen EinfÃ¼hrung eines bundeseinheitlichen Rentenrechts nach
Auslaufen der hierin enthaltenen Ã�bergangsregelung.

b) Der Umstand, daÃ� sich die Pflegezeiten der KlÃ¤gerin ebensowenig
rentensteigernd auswirken wie entsprechende Pflegezeiten in den alten
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BundeslÃ¤ndern, verletzt auch keine Grundrechte der KlÃ¤gerin. Insbesondere kann
darin, daÃ� das Bundesrecht diese Zeiten â�� anders als das Recht der DDR â��
nicht als Beitragszeiten gleichstellt, keine Verletzung der Eigentumsgarantie oder
des rechtsstaatlichen Vertrauensschutzes gesehen werden. Die in der DDR
erworbenen Rentenanwartschaften sind als Rechtspositionen iS der
gesamtdeutschen Rechtsordnung nur insoweit anerkannt, als dies der EinigVtr
regelt. Der verfassungsrechtliche Eigentumsschutz, der auch den dem
Rechtsstaatsgebot aus Art 20 GG immanenten Vertrauensschutz umfaÃ�t, kommt
ihnen nur in der Form zu, die sie aufgrund der Regelungen des EinigVtr erhalten
haben (BVerfG Urteil vom 28. April 1999 â�� 1 BvL 32/95 und 1 BvR 2105/96 â�� 
BVerfGE 100, 1, 33 ff = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3). Die verfassungsrechtliche
Ã�berprÃ¼fung ist dabei darauf beschrÃ¤nkt, ob der Gesetzgeber seinen durch Art
14 Abs 1 Satz 1 GG begrenzten Spielraum zur Bestimmung von Inhalt und
Schranken des Eigentums oder seinen Gestaltungsraum nach Art 3 Abs 1 GG
Ã¼berschritten hat (BVerfG aaO, BVerfGE 100, 1, 38 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3 S
51; vgl auch BSG Urteil vom 20. August 2000 â�� B 5/4 RA 87/97 R â��
verÃ¶ffentlicht in Juris). DafÃ¼r ist hier nichts ersichtlich. Der Gesetzgeber des
RÃ�G war insbesondere nicht verpflichtet, zu Lasten der Versichertengemeinschaft
allein fÃ¼r Berechtigte im Beitrittsgebiet Pflegezeiten vor dem 1. Januar 1992
dauerhaft mit Pflichtbeitragszeiten gleichzustellen oder den Tatbestand der
BerÃ¼cksichtigungszeit wegen Pflege fÃ¼r derartige Zeiten auszuweiten.

c) Der Gesetzgeber war auch nicht von Verfassungs wegen verpflichtet, die
Ã�bergangsregelung des Art 2 RÃ�G so weit auszudehnen, daÃ� auch die KlÃ¤gerin
hiervon erfaÃ�t wird. Der in Art 2 Â§ 1 Nr 3 RÃ�G festgelegte Stichtag (31.
Dezember 1996) â�� der zeitlich sogar Ã¼ber die Vorgabe des Art 30 Abs 5 Satz 1
EinigVtr (30. Juni 1995) hinausgeht â�� orientiert sich mit dem Zeitpunkt des
Rentenbeginns an einem sachlich gerechtfertigten Kriterium. Die damit verbundene
BegÃ¼nstigung von Personen rentennaher JahrgÃ¤nge gegenÃ¼ber jÃ¼ngeren
Personen rechtfertigt sich daraus, daÃ� erstere regelmÃ¤Ã�ig weniger
MÃ¶glichkeiten haben, Vorsorge zum Ausgleich von Nachteilen zu treffen, die mit
der RechtsÃ¤nderung verbunden sein kÃ¶nnen. Aus der Stichtagsregelung folgende
HÃ¤rten sind hinzunehmen (vgl Senatsurteile vom 6. Mai 1999 â�� B 8 KN 10/98 R
â�� SozR 3-8575 Art 2 Â§ 44 Nr 1 und vom 16. Mai 2001 â�� B 8 KN 10/00 R â�� 
SozR 3-2600 Â§ 254a Nr 1 â�� jeweils mwN).

d) SchlieÃ�lich folgt auch daraus nichts fÃ¼r die KlÃ¤gerin, daÃ� Pflegepersonen in
den alten BundeslÃ¤ndern, die zur selben Zeit wie sie ein behindertes Kind zu
versorgen hatten, diese Pflegezeiten durch freiwillige BeitrÃ¤ge belegen konnten,
wÃ¤hrend sie hierzu keinen AnlaÃ� hatte. Es ist einzurÃ¤umen, daÃ� die
Ausgangssituation fÃ¼r den Erwerb von Beitragszeiten wÃ¤hrend einer
PflegetÃ¤tigkeit, derentwegen keine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung
ausgeÃ¼bt werden konnte, fÃ¼r Versicherte im alten Bundesgebiet eine andere
war als fÃ¼r Versicherte im Beitrittsgebiet. Versicherte in den alten
BundeslÃ¤ndern konnten sich seit Inkrafttreten des RRG 1972 fÃ¼r diese Zeit
rentenrechtlich durch Zahlung freiwilliger BeitrÃ¤ge absichern (Â§ 1233 Abs 1 RVO).
Soweit die MÃ¶glichkeit zur freiwilligen Versicherung im Beitrittsgebiet Ã¼berhaupt
gegeben war (vgl Â§ 2 Abs 3 Verordnung Ã¼ber die Neuregelung der freiwilligen
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Versicherung vom 25. Juni 1953 (GBl I, 823), ab 1. Juni 1990 iVm Â§Â§ 7 und 21 SVG
vom 28. Juni 1990 (GBl I, 486)), bestand zu einer entsprechenden Beitragszahlung
jedenfalls fÃ¼r PflegetÃ¤tigkeiten iS von Â§ 14 der 2. RentenVO vom 26. Juli 1984
(GBl I, 281) seit dem 1. Dezember 1985 aber kein AnlaÃ�, weil nunmehr diese
Pflegezeiten wie Pflichtversicherungszeiten behandelt wurden (Â§ 14 der 2.
RentenVO iVm Â§ 3 der 1. DB z 2. RentenVO vom 8. April 1985 (GBl I, 115)).

Der Gesetzgeber war jedoch verfassungsrechtlich weder verpflichtet, diese
Ungleichheit dadurch aufzufangen, daÃ� er Personen wie der KlÃ¤gerin ein
Nachentrichtungsrecht fÃ¼r freiwillige BeitrÃ¤ge bezÃ¼glich der Pflegezeit
eingerÃ¤umt hÃ¤tte, noch dadurch, jene Zeiten ohne Beitragsentrichtung
rentensteigernd zu berÃ¼cksichtigen. Denn der Gestaltungsspielraum des
Gesetzgebers war bei der Herstellung der Rechtseinheit in der gesetzlichen
Rentenversicherung und der Ã�berfÃ¼hrung der im Beitrittsgebiet erworbenen
Anwartschaften besonders weit (vgl BVerfG Beschluss vom 12. November 1996 â�� 
1 BvL 4/88 â�� BVerfGE 95, 143, 157 f und Urteil vom 28. April 1999 â�� 1 BvL
32/95 und 1 BvR 2105/96 â�� BVerfGE 100, 1, 37 f = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3). Die
Herstellung der Rechtseinheit liegt im Ã¶ffentlichen Interesse. In Anbetracht der
dafÃ¼r erforderlichen finanziellen Aufwendungen war es sowohl sachgerecht als
auch â�� angesichts der insgesamt mit der Ã�berleitung des SGB VI fÃ¼r die
Versicherten im Beitrittsgebiet verbundenen Vorteile â�� verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig, wenn
dabei grundsÃ¤tzlich nur solche Zeiten berÃ¼cksichtigt werden, die auch bei
Zugrundelegung des Bundesrechts rentenrechtliche Zeiten gewesen wÃ¤ren, und
auch keine neuen â�� verwaltungsaufwendigen â��
NachentrichtungsmÃ¶glichkeiten erÃ¶ffnet wurden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 2 SGG.

Erstellt am: 28.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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